
schulden in dem erwähnten Sinne voraus. Allerdings 
wird sie nicht entstehen, wenn der Erwerb eines gülti­
gen- Fahrausweises objektiv unmöglich war, z. B. weil 
der Fahrgast infolge starken Andranges nicht an den 
Fahrkartengeber herankommen konnte oder weil die­
ser nicht funktionierte. Liegt aber keine objektive Un­
möglichkeit der Fahrpreisentrichtung vor, so hat der 
zahlungssäumige Fahrgast die Nachlösegebühr auch bei 
auf Gedankenlosigkeit beruhender Säumnis zu entrich­
ten. Ein derartiges unrichtiges Verhalten ist nicht als 
Fahrlässigkeit — weder im zivilrechtlichen Sinne (§ 276 
BGB) noch im strafrechtlichen Sinne (§§ 7 oder 8 StGB) 
— anzusehen. Die auf ihm beruhende Unterlassung 
rechtzeitiger Fahrpreiszahlung verpflichtet aber zur 
Zahlung der Nachlösegebühr, deren Abforderung als 
solche nicht die Behauptung unredlichen Verhaltens des 
Fahrgastes enthält. Zur rechtlichen Qualifikation der 
Nachlösegebühr ist somit zu bemerken, daß sie eine 
dem Schadenersatz ähnliche Rechtsfolge darstellt. So 
ist, wenn ein Werktätiger in Erfüllung seiner Arbeits­
pflichten ein öffentliches Nahverkehrsmittel benutzt 
und dabei die Verpflichtung zur Entrichtung einer 
Nachlösegebühr auslöst, für ein etwaiges gerichtliches 
Verfahren nicht er. sondern der Betrieb passiv legi­
timiert Hier ist dies der Träger der Schule, an der die 
Verklagte unterrichtet.
Der Grundsatz, daß für Schadenersatzleistungen aus 
einer vom Arbeiter oder Angestellten im Rahmen sei­
nes Arbeitsrechtsverhältnisses ausgeführten Handlung 
der Betrieb einzustehen hat, ist eine aus dem Wesen 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung hervorgegan­
gene Regelung, da hierdurch die Erziehung des Werk­
tätigen innerhalb des Betriebes gefördert und — durch 
die Beschränkung des Regresses bei Fahrlässigkeit — 
eine möglicherweise für ihn zu schwere Belastung ver­
mieden wird. Um diesen Grundsatz zu sichern, kommt 
es auch nicht darauf an, ob im Einzelfall die Belastung 
tragbar wäre.
Daher kann ein diesem Grundsätze zuwiderlaufendes 
im Zivilprozeß ausgesprochenes Anerkenntnis nicht 
wirksam, insbesondere nicht Grundlage eines Aner- 
erkenntnisurteils sein, weil es dem Sinn und Zweck 
eines Prinzips unserer sozialistischen Rechtsordnung 
widerspricht. Dies hätte das Kreisgericht erkennen 
müssen und daher kein Anerkenntnisurteil erlassen 
dürfen.
Daher war das Urteil auf den Kassationsantrag aufzu­
heben. Da bei richtiger Anwendung des Gesetzes auf 
das Verfahrensergebnis keine weitere Beweiserhebung 
mehr in Betracht kommt, vielmehr die Klage mangels 
Passivlegitimation der Verklagten abgewiesen werden 
muß, war die Sache zur Endentscheidung reif. Das 
Oberste Gericht hatte unter entsprechender Anwendung 
von § 565 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO die Klage mangels Passiv­
legitimation abzuweisen.
Bemerkt sei noch, daß für die Geltendmachung etwai­
ger Ansprüche gegen den Träger der Schule das Ver­
tragsgericht zuständig, der Rechtsweg also nicht zuläs­
sig wäre. Infolgedessen ist es nicht möglich, auf die 
Frage einzugehen, ob der erhobene materielle Anspruch 
rechtlich begründet ist (vgl. OG, Urteil vom 22. De­
zember 1967 - 2 Uz 4/67 - NJ 1968 S. 222).

§133 BGB: §282 ZPO.
Wer geltend macht, daß der Wille des Erklärenden 
von dem Sinne abwcicht, den der W'ortlaut der Er­
klärung ergibt, trägt dafür die Beweislast.
Die in einem Testament enthaltene Erklärung, der im 
Testament Benannte solle Erbe sein, wenn dem Erb­
lasser auf einer bevorstehenden Reise etwas zustoße.

bedeutet ihrem Wortsinn nach, daß diese letztwillige 
Verfügung nach Beendigung der Reise außer Kraft 
tritt.
OG, Urt. vom 20. August 1968 — 2 Zz 17,68.

Frau H. hat am 12. August 1963 kurz vor Antritt einer 
Flugreise ein privatschriftliches Testament errichtet, 
in dem es heißt: ,.Sollte mir etwas auf meiner Reise 
zustoßen, dann soll Frau P. mein alleiniger Erbe 
sein.“ Die Erblasserin hat dieses Testament nicht 
widerrufen. Sie ist am 1. Januar 1967 verstorben.
Die Klägerin hat ausgeführt, das Testament enthalte 
nur eine bedingte Erbeinsetzung, die nach Beendigung 
der Flugreise außer Kraft getreten sei. Sie hat daher 
beantragt, festzustellen, daß die Verklagte nicht 
Erbin ist.
Die Verklagte hat Klagabweisung beantragt und aus­
geführt, der Hinweis auf die Flugreise sei nicht Be­
dingung. sondern nur Angabe des Beweggrunds der 
Erbeinsetzung. Es sei nicht anzunehmen, daß die 
Erbeinsetzung nur für die Dauer der Flugreise gelten 
sollte.
Das Stadtbezirksgericht hat nach Vernehmung von 
Zeugen darüber, ob die Erblasserin nach Beendigung 
der Flugreise geäußert habe, ein Testament errichten 
zu wollen, die Klage abgewiesen.
Die Berufung der Klägerin hat das Stadtgericht als 
unbegründet zurückgewiesen.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg 
hatte.
Aus den G r ü n d e n :
Rein sprachlich gesehen ist die Formulierung: „Sollte 
mir etwas auf meiner Reise zustoßen . . e i n  Bedin­
gungssatz. Frau P. soll danach Alleinerbe sein, wenn 
die Erblasserin auf der Reise einen tödlichen Unfall 
erleidet. Der Wortlaut spricht dafür, daß die Erblas­
serin sich die Entschließung über ihre letztwillige 
Verfügung an sich offenhalten wollte. Nur für den 
Fall, daß sie bei der bevorstehenden Reise verun­
glückte, also keine Möglichkeit mehr zu anderweiten 
Entschließungen habe,/ wollte sie eine vorläufige 
Regelung treffen.
Es wäre allerdings denkbar, daß die Erblasserin mit 
dem Bedingungssatz nur den Beweggrund ihrer 
Testamentserrichtung angeben, aber eine auch nach 
Beendigung der Reise weiter geltende letztwillige 
Verfügung treffen wollte und diesen Willen nur 
sprachlich mangelhaft zum Ausdruck gebracht hat. 
Ein solcher vom Wortlaut abweichender Wille würde 
nach §133 BGB zu beachten sein; die Beweislast für 
eine solche Abweichung des Willens vom Ausdruck 
trifft die Verklagte. Daher mußte der Sachverhalt 
soweit als möglich durch eine Beweisaufnahme, näm­
lich durch Vernehmung von Zeugen über die Absich­
ten der Erblasserin geklärt werden.
Für die Beweiswürdigung ist die Auffassung des Be­
rufungsgerichts maßgebend. Das Stadtgericht hat aber 
nicht festgestellt, daß die Aussagen der Zeugen die 
Auffassung der Verklagten stützten, es meint nur, daß 
sie die Auffassung der Klägerin nicht rechtfertigen. 
Das hat aber auf Grund der dargelegten Beweislast 
der Verklagten nicht die Folge, daß das Testament in 
ihrem Sinne ausgelegt werden müßte. Die Instanz­
gerichte sind also infolge irriger Auslegung des 
Testaments zu einem unrichtigen Ergebnis gekom­
men.
Infolgedessen muß das Urteil des Stadtgerichts auf 
den Kassationsantrag gemäß § 11 Abs. 1 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung strafrechtlicher und 
verfahrensrechtlicher Bestimmungen vom 17. April 
1963 (GBl. I S. 65) in Verbindung mit entsprechender 
Anwendung von § 564 ZPO aufgehoben werden.
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